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Amts-Hlatt 
der Königl. Preuß. Regierung zu Frankfurt O. 


Wu. Frankfurt a. O., den 23. Januar 1867. 


Feſtes Zuſammenhalten bei den Wahlen. 


Die Wahlen zum Reichstage des Norddeutſchen Bundes haben jetzt in allen Kreiſen unſers Vaterlan⸗ 
des eine lebhafte Bewegung hervorgerufen: überall rüſten ſich die Parteien zu dem ernſten Wahlkampfe und 
ſuchen moͤglichſt viele der Wähler an ſich heranzuziehen. Jedermann fühlt, daß es ſich hier um die wich⸗ 
tigſte Entſcheidung für Preußen und für ganz Deutſchland handelt, um die Erfüllung des alten Sehnens 
und Hoffens aller Patrioten. 

Unſer König hat mit thatkräftiger und weiſer Politik die langerſehnte Erfüllung angebahnt; das ge⸗ 
ſammte Volk aber ſoll nunmehr bekunden, ob es den König auf ſeinem Wege kräftig unterſtützen und da⸗ 
durch Deutſchlands Einheit gründen helfen will oder ob es den Gegnern der Regierung zu folgen gedenkt, 
die unter dem Vorwande, Höheres und Beſſeres zu erreichen, das ſchon Erreichte unwiederbringlich aufs 
Spiel ſetzen und preisgeben würden. 

Alle, die aufrichtig mit Hand anlegen wollen, um in Gemeinſchaft mit dem Könige die Früchte 
der blutigen Saat des letzten Jahres bergen helfen, dürfen jetzt bei den Vorbereitungen zu den 
Wahlen vor Allem nicht ſäumen, ſich zur rechten Zeit unter einander zu vereinigen und zu ver. 
ſtändigen; denn jedes Schwanken, jede Spaltung oder Zerſplitterung würde der gemeinſamen guten 
Sache ſchweren Schaden bringen. 

Bei den Wahlen, wie ſie diesmal ſtattfinden, kommt es weit mehr noch, als bei der bisherigen Art 
und Weiſe des Wählens darauf an, daß ſich Alle, die dem Könige fein ſchweres Werk erleichtern wollen, 
ſich bei Zeiten zuſammenfinden und mit rechter Hingebung und Gewiſſenhaftigkeit eine Einigung erſtreben; denn 
bei den allgemeinen und unmittelbaren Wahlen iſt es an und für ſich viel ſchwerer, eine ſolche Einigung 
ins Werk zu ſetzen. ö 

Bei den bisherigen Wahlen hatten die Urwähler in jedem kleinen Bezirk nur einen oder einige Wahl⸗ 
männer aus ihrer eigenen Mitte zu erwählen, denen ſodann die eigentliche Wahl des Abgeordneten über⸗ 
laſſen war. Da brauchten ſich denn die Urwähler nur unter ſich am Orte, höchſtens noch mit einigen 
Nachbargemeinden darüber zu verſtändigen, welchen unter ihren Mitwählern ſie zum Wahlmann machen wollten. 

Die Wahlmänner, einige Hundert an der Zahl, verſammelten ſich ſodann kurz vor der Wahl am 
Wahlorte und berlethen ſich über die zu wählende Perſönlichkeit. Meiſt konnten die zur Wahl vorge⸗ 
ſchlagenen Männer, wenn ſie nicht ſchon durch allgemeinen Ruf bekannt waren, ſich den Wahlmännern 
ſelbſt vorſtellen und ihre Anſichten in einer Wahlrede darlegen, und fo war die Erwägung und Entſchlie⸗ 
ßung gewöhnlich ziemlich einfach und leicht. f 

Wenn aber bei der erſten Abſtimmung die Stimmen der Gleichgeſinnten auf verſchiedene Perſonen 
auseinandergingen, fo konnten fie ſich doch für die unmittelbar darauf ſtattfindende zweite Abſtimmung 
gleich an Ort und Stelle weiter verſtändigen, um ihre Stimmen nunmehr auf einen ihrer Geſinnungsge⸗ 
noſſen zu vereinigen. 

So war denn bei der bisherigen Art des Wählens die Gefahr der Zerſplitterung unter Gleichgeſinn⸗ 
ten nicht fo entſcheldend, — wenigstens bei Weitem fo groß nicht, wie bei den jetzigen unmittelbaren Wahlen. 

Jetzt hängt der ganze Erfolg von der vorherigen, rechtzeitigen Verſtändigung ab. 

Statt daß ſich ſonſt einige Hundert Urwähler, die nahe bei einander wohnen, nur über einen Wahl- 
mann aus ihrer Mitte zu vereinigen brauchten, ſollen jetzt etwa zwanzigtauſend Wähler, die über zwei 
oder drei landräthliche Kreiſe vertheilt wohnen, unmittelbar und geradezu die Wahl des Abgeord- 
neten ſelbſt vornehmen. Jene große Zahl muß, um die Wahl ausüben zu konnen, in 50 oder mehr 
kleinere Wahlbezirke vertheilt werden, — aber die Stimmen aus allen dieſen Bezirken ſollen ſich gleich 
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auf diejenigen Männer richten, welche von den Wählern zu Abgeordneten für den ganzen großen Wahlkreis 
erkoren werden ſollen. - 

Wie ſchwer ift es nun, daß dieſe Tauſende von gleichgeſinnten Wählern, die durch viele Meilen von 
einander getrennt ſind, ſich überall auf einen und denſelben Namen für ihre Abſtimmung vereinigen. 

Die rechtzeitige Verſtändigung iſt aber um fo, dringender nöthig, weil eine Spaltung und Zerſplitte⸗ 
rung beim erſten Stimmgeben nicht ſo leicht wieder gut zu machen iſt, wie bei den bisherigen Wahlen, 
wo in ſolchem Falle alsbald eine zweite Abſtimmung ſtattfand. 

Bei dem letzigen Wahlverfahren kann man im einzelnen kleineren Wahlbezirk gar nicht gleich willen, 
ob einer der zur Wahl Vorgeſchlagenen (Wahlkandidaten) wirklich die Mehrheit der Stimmen erlangt hat; 
denn er muß ja die Mehrheit der Stimmen aus dem ganzen großen Wahllreiſe, alſo aus allen 50 oder 
60 kleinen Wahlbezirken, zuſammen für ſich haben. Es muß deshalb zunächſt aus allen dieſen einzelnen 
Bezirken an den Wahl⸗Kommiſſarius im Haupt⸗Wahlort gemeldet werden, wie viele Stimmen auf die ver⸗ 
ſchiedenen Kandidaten gefallen ſind, und erſt am vierten Tage werden dort im Mittelpunkte die Stimmen 
zuſammengezählt, welche jeder der Kandidaten in allen Bezirken zuſammen bekommen hat. Beträgt die 
Zahl für einen derſelben die abſolute Mehrheit (die größere Hälfte aller überbaupt abgegebenen Stimmen), 
ſo gilt er ſogleich als gewählter Abgeordneter und muß ſich über die Annahme der Wahl binnen 8 Tagen erklären. 

Wenn aber bei der erſten Stimmzählung keiner der Wahlkandidaten die Mehrheit aller Stimmen für 
ſich hat, ſo muß nach 14 Tagen in allen einzelnen kleinen Wahlbezirken nochmals abgeſtimmt werden. 

Man ſieht hieraus, wie wichtig es iſt, daß die Gleichgeſinnten alle ihre Stimmen von vorn herein auf 
denſelben Namen richten, um den Sieg zu erringen. 

Um ein Beiſpiel anzuführen: wenn unter 20,000 Wählern 11,000 ſind, die mit der Regierung des 
Königs gehen wollen, und 9000 die den Oppoſitionsleuten folgen, ſo haben jene, Falls ſie alle ihre Stimmen 
gleich einem und demſelben Manne geben, ohne Weiteres den Sieg. Wenn die 11,000 aber ſich über den 
zu wählenden Mann ihrer Geſinnung nicht einigen können, und 6000 von ihnen für einen, 5000 für einen 
andern Mann von derſelben Denkweiſe und Partei ſtimmen, die 9000 Gegner aber ſtehen feſt zuſammen, 
ſo erlangt keiner die abſolute Mehrheit. (Die größere Hälfte von 20,000, alſo 1 mehr als 10,000.) Es 
muß dann in 14 Tagen noch einmal abgeſtimmt werden; ein Theil der Wähler iſt dann ſchon läſſig ge⸗ 
worden, von den 20,000 bleiben vielleicht 3 bis 4000 fort, und die Gegner, die von Haufe aus in der 
Minderheit waren, erlangen mit ihren 9000 die Mehrheit. 

Es kommt aber noch etwas Anderes dazu, um die Zerſplitterung bei der erſten Wahl noch gefähr⸗ 
licher zu machen. 

Bei der zweiten (engeren) Wahl dürfen nämlich blos diejenigen beiden Wahlkandidaten in Betracht 
kommen, welche bei der erſten Wahl die meiſten Stimmen erhalten haben. 

In Folge dieſer Beſtimmung kann es leicht kommen, daß diejenige Partei, welche von vorn herein 
eigentlich die Mehrheit der Stimmen hatte, durch eine Zerſplitterung ihrer Stimmen bei der erſten 
Wahl in die Unmöglichkeit kommt, bei der zweiten Abſtimmung überhaupt noch für irgend einen 
ihrer Kandidaten zu ſtimmen. 

Um bei obigem Beiſpiele zu bleiben: wenn jene 11,000 gleichgeſinnte Wähler, ſtatt durch Einlgkeit 
alsbald den Sieg für ihre Sache zu gewinnen, ſich auf drei Namen zerſplittern, ſo daß der eine ihrer 
Kandidaten etwa 4000, der zweite und der dritte jeder 3500 Stimmen erhalten, die Gegner aber mit 
ihren 9000 Stimmen ſich nur auf zwei Namen vertheilen, von denen jeder 4500 Stimmen erhält, — ſo 
kommen bei der engeren Wahl nur dieſe beiden Kandidaten der Gegner in Betracht, weil ſie für fich 
allein mehr Stimmen hatten, als jeder einzelne von jenen dreien; — dann iſt die Mehrheit der 11,000 
im voraus ſchon beſiegt, blos weil ſie ſich nicht geeinigt hat; von ihren Leuten darf dann bei der 
zwelten Wahl gar nicht mehr die Rede ſein, auch wenn ſich jetzt alle 11,000 gern auf einen Namen ver⸗ 
einigen möchten. 

Darum iſt es bei dieſen Wahlen von der allergrößten Wichtigkeit, daß die Geſinnungsgenoſſen von 
vorn herein feſt entſchloſſen ſeien, unbedingt zuſammenzuhalten und in geſchloſſener Einigkeit zur Wahl zu 
gehen. Mehr als je kommt es darauf an, daß diejenigen, welche daſſelbe Ziel verfolgen, ſich über 
gemeinſames Handeln verſtändigen, und daß der Einzelne ſeinen Willen den Beſchluſſen der Gemein⸗ 
ſchaft, mit der er in der Hauptſache gleichen Sinnes iſt, unterordne. 

Den treuen Anhängern des Königs und ſeiner Regierung kann es nicht zu ſchwer werden, jetzt in der 
Sache ſelbſt einig zu ſein; denn das gemeinſame Ziel iſt vom Könige ſelbſt mit ſo feſter Hand und in ſo 


ah 31 — 


klaren Zügen hingeſtellt, daß es für jeden wirklichen Patrioten nur die Aufgabe geben kann, unter der 
Führung der bewährten Räthe des Königs dieſes Ziel erreichen zu helfen. e 

Um ſo gewiſſenhafter werden aber Alle, die hierzu Willeus ſind, von vorn herein ihr Bemühen darauf 
richten müſſen, daß ſolches Streben durch feſte Einigkeit bei den Wahlen zur Geltung gelange. 

In jedem Kreiſe müſſen Männer von Einſicht und von Anſehen zuſammentreten, um ſich über eine 
beſtimmte Perſon als Wahlkandidat für die Königliche Sache zu vereinigen. Bei dleſen Vorbeſpre⸗ 
chungen wird die Einigung oft ſchwer fein; denn es werden vielfach Männer von gleicher Würde und von 
gleicher Tüchtigkeit theils aus dem Kreiſe ſelbſt, theils von außerhalb in Vorſchlag kommen. Aber in ſol⸗ 
chem Falle muß jede perſönliche Vorliebe, jeder perſönliche, wenn auch berechtigte Ehrgeiz der Hingebung 
für die gemeinſame Sache weichen und das ganze Streben nur darauf gerichtet ſein, einen einigen Beſchluß 
zu Stande zu bringen. Wer bei der Vorbeſprechung ſeine Meinung und ſeinen Willen nicht durchſetzen 
kann, darf ſich weder von der gemeinſamen Sache abwenden, noch ſeine eigenen Wege für dieſelbe gehen 
wollen: der Patriotismus erfordert in ſolchem Falle unbedingte Selbſtverleugnung und volle Hingebung. 

Die einzelnen Wähler aber, die den König unterſtützen wollen, müſſen ſich bei Zeiten an Männer des 
Vertrauens wenden, von denen fie wiſſen, daß fie treu und feſt zum Throne halten, um von ihnen zu er⸗ 
fahren, wer der Wahlkandidat für die Königliche Sache iſt. 

Es werden ſich freilich diesmal alle Parteien mehr oder weniger den Schein zu geben ſuchen, als 
wollten ſie das deutſche Werk des Königs fördern, darum mögen ſich die Wähler vorſehen, daß ſie nicht 
falſchen Vorſpiegelungen verfallen, ſondern ſich an glaubwürdiger und zuverläſſiger Stelle verſichern, 
auf welchen Namen ſich die Wähler, die es mit der Unterſtützung des Königs ernſt meinen, verſtän⸗ 
digt haben. An dieſem Namen aber muͤſſen fie ohne Schwanken feſthalten, gleichviel ob ihnen ein 
anderer Kandidat und Name mehr zuſagte. h r ’ 

Nur durch feſte Einigkeit iſt der Sieg zu erringen, — mögen denn die Anhänger unfers Königs 
in feſt geſchloſſenen Reihen Seiner Fahne folgen. 
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Selne Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht, mich zum Ober⸗Präſidenten der Provinz 
Pommern zu ernennen. ö 

Indem ich nunmehr aus dem hieſigen, mir durch eine mehr denn vierjährige Verwaltung lieb und 
werth gewordenen Bezirke ſcheide, iſt es mir ein inniges Herzensbedürfniß, allen Verwaltungs⸗Beamten mei⸗ 

nen lebhafteſten Dank für die mir ſtets zu Theil gewordene Unterſtützung in der Führung meines Amtes 
zu ſagen und den ſämmtlichen Einſaſſen des Regierungs⸗Bezirks, insbeſondere denen, welchen ich perſönlich 
näher zu treten Gelegenheit gehabt habe, meinen aufrichtigſten Abſchiedsgruß zuzurufen. 

Bleibt auch kein unnittelbares Band beſtehen zwiſchen uns, da der Befehl Seiner Majeſtät des 
Königs mich in eine andere Provinz beruft, ſo wird es mir doch ſtets eine beſondere Freude ſein, von 
der ferneren gedeihlichen Entwickelung des hieſigen herrlichen Bezirks zu hören, wie ich denn mit dem ge⸗ 
ſunden Kern der Einwohnerſchaft deſſelben ja nach wie vor verbunden ſein werde in der Liebe zu unſerm 
Könige und dem Vaterlande. — 

Frankfurt a. O., den 22. Januar 1867. Der Ober⸗Präſident Frh. von Münchhauſen. 


Bekanntmachungen des Königlichen Provinzial - Schul» Eollegiums der Provinz Brandenburg. 


Wir bringen hiermit zur öffentlichen Kenntniß, daß der diesjährige Termin der Aufnahme ⸗ Prüfung 
für das hieſige Seminar für Stadtſchulen auf | 
Mit Imre 6. Mi er z d. 

von uns anberaumt worden iſt. 
Diejenigen, welche die Aufnahme wünſchen, haben 
1) einen felbftverfaßten und geſchriebenen Lebenslauf, welcher außer den perſönlichen Verhältniſſen des 
Aufzunehmenden beſonders den Gang ſeiner Bildung darſtellt, 
2) den Tauf⸗ und Confirmationsſchein, 
3) das Zeugniß über die genoſſene Schulbildung, 
4) ein Zeugniß des Seelſorgers oder der Ortsobrigkeit über den ſittlichen Lebenswandel, 
5 ein ärztliches Atteſt über den Geſundheitszuſtand überhaupt, 
6) eine Beſcheinigung über die innerhalb der letzten zwei Jahre mit Erfolg vollzogene oder wiederholte 
Impfung der Schutzblattern, und 
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7) eine von dem Vater oder dem Vormunde des Aufzunehmenden vollzogene Erklärung, daß für den 

Unterhalt deſſelben während der Bildungszeit im Seminar geſorgt ſei, 
mittelft ſchriftlichen Geſuchs, unter Angabe ihrer Wohnung vor dem Prüfungstermin bei uns einzureichen 
und weitere Verfügung zu gewärtigen. 

Berlin, den 16. Januar 1867. Königliches Provinzial⸗Schul⸗Collegium. 

Unter Bezugnahme auf unſere Bekanntmachung vom 9. Mai 1862 (Amtsblatt der Königlichen Re⸗ 
gierung zu Potsdam de 1862 Stück 21 S. 152) bringen wir hierdurch zur öffentlichen Kenntniß, daß 
zur Prüfung derjenigen Elementarlehrer, welche in hieſigen mittleren und höheren Knabenſchulen im 
Lateiniſchen, im Franzöſiſchen oder im Englischen zu unterrichten wünſchen, ein Termin auf 

N den 2. und 28. Februar d. 
von uns anberaumt worden iſt. 

Wir fordern deshalb diejenigen Lehrer, welche ſich dieſer Prüfung zu unterziehen beabſichtigen, auf, 
unter Einreichung eines Lebenslaufs, in welchem inſonderheit die Angabe über die Vorbereitung zu dem 
fremdſprachlichen Unterricht enthalten ſein muß, und des Zeugniſſes über die Lehrbefähigung, ſich bis zum 
14. Februar d. J. bei uns zu melden. 

Berlin, den 16. Januar 1867. Königliches Provinzial⸗Schul⸗Collegium. 


Verordnungen und Bekanntmachungen der Königlichen Regierung zu Frankfurt a. O. 

I. Nachweiſung 
der Wahlkreiſe und Wahl⸗Commiſſarien für die am 12. Februar d. J. ſtatthabenden Wahlen zum Reichs⸗ 
tage des Norbbentichen Bundes im Regierungsbezirk Frankfurt. 


al 
zu wählen⸗ 
Wahlbezirke. den Abge⸗ 


ordneten. 


Wahlcommiſſarien. 


Kreis Arnswalde 


1 „ Friedeberg 1 Landrath v. Meyer. 
2 Kreis Landsberg 1 Landrath Jacobs. 1 
„ Soldin 
3 as Königsberg 1 Landrath v. Humbert. 
Stadt Frankfurt 
4 Kreis Lebus 1 Landrath v. d. Marwitz. 
5 Kreis Sternberg 1 Landrath v. d. Hagen. 
6 Kreis Zülihan \ Landrath Freiherr v. Rheinbaben. 
7 Tr 1 Landrath Freiherr v. Houwald. 
8 res 8 1 Landrath v. Leſſing. 
reis Cottbus 
9 art Spremberg | 1 Landrath v. Werdeck. 
e 8 Landrath Graf zu Solms. 


Vorſtehende Nachweiſung wird auf Grund des 8. 26 des Reglements vom 30. Dezember b. J. zur 
Aue führung des Wahlgeſetzes für den Reichstag des Norddeutſchen Bundes vom 15. Oktober v. J. hier⸗ 
durch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Frankfurt a. O., den 21. Januar 1867. 

11. Bekanntmachung. Nach Abſatz 2 8. 7 der Beſtimmungen über Verwendung von Stempel⸗ 
marken zu ftempelpflichtigen Schriftſtücken, welche nicht unter öffentlicher Autorität abgefaßt werden, vom 
14. Februar 1865 (Central⸗Blatt Seite 33) iſt der Gebrauch von Stempelmarken auf Urkunden beſchränkt, 
welche einem Stempel von nicht mehr als 50 Thlr. unterliegen und es ſoll zu Urkunden, welche einem 
höheren Stempel unterworfen ſind, inſoweit der Betrag durch 10 theilbar iſt, Stempelpapier verwendet 
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werden, während für den überſchießenden Betrag Marken von 5 Sgr. bis 9 Thlr. 25 Sgr. in möglichft 
geringer Anzahl kaſſirt werden können. 

Diefe Vorſchriften werden in Beziehung auf Wechſel, da bei dieſen überhaupt kein Stempelpapier zur 
Verwendung kommt und da die Verwendung einer größeren Anzahl von Marken bei dem beſchränkten 
Raume auf Wechſeln zu Unzuträglichteiten führen kann, dahin modificirt, daß in denjenigen Fällen, in welchen 
ger Verbrauch von wehr als drei Stempelmarken zu einem Wechſel nothwendig ſein würde, von der Ver⸗ 
n von Stempelmarken ganz abgeſehen, dagegen von ſolchen Steuerbehörden, welche mit mehr als 
8 Beamten beſetzt find, die Entrichtung der erhobenen Steuer auf dem Wechſel amtlich vermerkt werden 
kann. Der Vermerk muß den Betrag der erhobenen Steuer, die Nummer, unter welcher dieſelbe gebucht 
iſt, das Datum, die Firma der Steuerbehörde mit mindeſtens zwei Unterſchriften enthalten und mit einem 
Schwarzſtempel⸗ Abdruck verſehen ſein. Die Verwendung von Marken für einen Theil der erforderlichen 

teuer iſt in den Fällen der vorgedachten Art zu vermelden. 
Berlin, den 30. Dezember 1866. Der Finanz⸗Miniſter gez. v. d. Heydt. 
An die Königliche Regierung zu Frankfurt a. O. III. 28,212. 
Vorſtehende Beſtimmung wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Frankfurt a. O., den 18. Januar 1867. 


Perſonal⸗ Chronik.“ 


Der Regierungs⸗Aſſeſſor Sittel iſt von der Königlichen Regierung in Trier hierher verſetzt worden. 
Frankfurt a. O., den 17. Januar 1867. 
Königliches Regierungs⸗Präſidium. Der Ober⸗Präſident. Frhr. von Münch hauſen. 

In Stelle des Rittergutsbeſitzers Borchert in Klemzow iſt der Domainenpächter Schoeppenthau zu 
Dürren⸗Selchow zum Feuer⸗Polizei⸗Diſtrikts⸗Commiſſarius im Bezirk III b. des Kreifes Königsberg erwählt 
und beſtätigt worden. 

Der Köriglihe Ober⸗Stabsarzt Dr. Friedrich Wilhelm Alexander La Baume, 2) der Stabsarzt Dr. 
N 8 rung Eltze haben fich beide als praktiſche Aerzte, Wundärzte und Geburtshelfer in Cüſtrin 
niedergelaſſen. 

Der praktiſche Arzt, Wundarzt und Geburtshelfer Dr. Bernhard Gordan iſt von Reppen nach 
Berlin gezogen. 

Der frühere Rechtsanwalt und Notar Franz Erdmann Alvin Werner zu Schönau iſt zum Rechtsan⸗ 
walt bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Luckau mit Anweiſung feines Wohnſitzes daſelbſt und zum Notar 
im dieſſeitigen Departement ernannt worden. 

Perſonal-Veränderungen im Bezirke der Königlichen Ober⸗Poſt⸗Direction zu Frank⸗ 
furt a. O. für den Monat Dezember 1866. 

Se. Mai. der König haben Allergnädigſt geruht, tem Rendanten der Ober⸗Poſt⸗Kaſſe Rechnungsrath Zimmer 
zu Frankfurt a. O. aus Anlaß ſeines 50jährigen Dienſt⸗Jubiläums den rothen Adler⸗Orden IV. Klaſſe zu ver⸗ 
leihen. Es ſind beſtätigt als Poſt⸗Expedienten: die Poſt⸗Expedienten⸗Anwärter Döhring und Pfeiffer 
in Frankfurt a. O.; verſetzt: der Poſt⸗Expedient Wurll von Poſen nach Arnswalde, der Poſt⸗Expediteur 
Bergander von Kienitz Dorf nach Arensdorf, der Poſt⸗Expediteur Deutſcher von Wellmitz nach Neuwedel 
und der Poſt⸗Expediteur Hoppe von Arensdorf nach Kienitz Dorf; angeſtellt: der Poſt⸗Expedienten⸗An⸗ 
wärter Hildebrandt als Poſt⸗Expedient bei dem Poſt⸗Amte in Sorau 1. L., der Poſt⸗Expedienten⸗Anwärter 
Schmidt als Poſt⸗Expedient bei der Poſt⸗Expedition in Droſſen, der Poſt⸗Expedienten⸗Anwärter Herms als 
BoftsErpedient bei dem Poſt⸗Amte in Landsberg a. W., der Poſt⸗Expedienten⸗Anwärter Droſte als Poſt⸗ 
Expedlent bei der Peſt⸗Expedition in Finſterwalde, der Oeconom Stürmer als Poſt⸗Expediteur in Wellmitz, 
der Poſt⸗Expeditions⸗Gehilfe für den Ort Franke als Poſt⸗Expediteur in Bobersberg, der Militair-Invalide 
Weiß als Düreaubiener bei dem Poſt⸗Amte in Sorau i. L. und der invalide Gefreite Schmidt als Packet⸗ 
beſteller bet dem Poſt⸗Amte in Cüſlrin. 


Vermiſchte Nachrichten. 
rd (J) Selanntmachung. Das Amt des Diaconus und dritten evangeliſchen Predigers an der Haupt⸗ 
ne zu Lübben, Diöceſe Lübben, ſowie die mit demſelben vereinigte erſte Mädchenlehrerſtelle an der dortigen 
Adchenſchule (magiſtratualiſchen Patronats) wird durch die Emeritirung des gegenwärtigen Inhabers vacant. 
Fer — e a Das von dem Bauergutsbeſitzer Baehne 8 Brügge im Soldiner 15 auf 
n Feldmark errichtete Etabliſſement wird mit unſerer Genehmigun fortan den Namen 
Schrogenßof führen. j f hmigung 


Die von dem Koſſäthen Krüger und dem Bauergutsbeſitzer Linde zu Adamsdorf im Soldiner Kreiſe 


auf der dortigen Feldmark errichteten Etabliſſements werden m 
„Krügershöhe reſp. Lindehof“ führen. 


it unſerer Genehmigung fortan die Namen 


Die von den Ackerbürgern Schwarz und Mabler zu Lippehne im Soldiner Kreiſe auf der dortigen 
Stadtfeldraark errichteten Etabliſſements werden mit unſerer Genehmigung fortan dle Namen „Mittelbruch 


reſp. Karlsfelde führen. 
Das von dem Schmiedemeiſter Buchholz zu Schoeneberg 


im Soldiner Kreiſe auf der dortigen Feld⸗ 


mark errichtete Etabliſſement wird mit unſerer Genehmigung fortan den Namen „Rohrwerder“ führen. 
Das von der verwitweten Frau Kreisrichter Hager zu Zehden im Königsberger Kreiſe in der dortigen 
Bruchfeldmark errichtete Etabliſſement wird mit unſerer Genehmigung fortan den Namen „Hagershorſt“ führen. 

Frankfurt a. O., den 16. Januar 1867. Königliche Regierung; Abtheilung des Innern. 


Nachweiſu 
des Reglerungshezirks 


(8) 
der im 4. Quartal 1866 innerhalb 


Alter. Größe. 


Laufende Nr. 


Jahre. | Fuß. Zoll. 


Carl Rudolph, Zimmermann | 40 5 | 3 
aus Chemnig. 
Frankfurt a. O., den 16. Januar 1867. Köni 


A 


ng 
Frankfurt des Landes verwieſenen Perfonen. 


Farbe der Beſondere Kennzeichen. 


gare. Augen. 
blond blaugrau 


gliche Regierung; Abtheilung des Innern. 


(4) Bekanntmachung. Zur Ergänzung der 88. 5 und 6 des Bahn⸗Pollzel⸗Reßlements für die 
Königliche Oſtbahn vom 3. Oktober 1857 (Amtsblatt pro 1857 Nr. 41) und des Nachtrages zu dem⸗ 
ſelben vom 11/23. Mai 1860 (Amtsblatt pro 1860 Nr. 22) wird mit Genehmigung des Königlichen 
Miniſterli für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbelten auf Grund des 8. 11 des Geſetzes vom Nik. 
März 1850 wegen der PolizetVerwaltung verordnet wie folgt: 

Den zum Waffengebrauche berechtigten Forſtſchutzbeamten iſt, wenn ſie mit den vorgeſchriebenen 
Dienſtabzeichen verſehen ſind, geſtattet, innerhalb der Grenzen ihres Schutz⸗Reviers bei Ausübung ihrer 


dlenſtlichen Funktionen den Bahnkörper auch an andern als 


den zu Ueberfahrten oder Uebergängen be⸗ 


ftimmten Stellen zu überſchrelten. Ein ſonſtiges Betreten, insbeſondere ein Begehen des Bahukörpers iſt 


den gedachten Beamten dagegen nicht geſtattet. 


Frankfurt a. O. und Bromberg, den 14. Januar 1867. 


Königliche Reglerung; Abtheilung des Innern. 


Königliche Direction der Oftbahn. 


(3) Bekanntmachung. Nachstehende Verleihungsurkunde: „Auf Grund der am 15. Mai 1866 prä⸗ 


ſentirten Muthung wird dem Königlichen Oberberggeſchwornen 


a. D. Otto Voigt zu Frankfurt a. O. unter 


dem Namen „Patroclus“ das Bergwerkseigenthum in dem Felde, deſſen Begrenzung auf dem heute von 
COD E FG H 4 


uns heute beglaubigten Situationsriſſe mit den Buchſtaben: A 


B K LA bezeichnet 


iſt, und welches — einen Flächeninhalt von 497,678 Q.⸗Ltr., geſchrieben Vierhundertſiebenundneunzigtauſend⸗ 
ſechshundertachtundſiebzig Quadratlachtern umfaſſend — in den Gemeinden Lindow und Groß-Kirſchbaum, 
im Kreiſe Sternberg des Regierungsbezirks Frankfurt a. O. und im Oberbergamtsbezirk Halle gelegen iſt, 


zur Gewinnung der in dem Felde vorkommenden Braunkohlen 


hierdurch verliehen,” urkundlich ausgefertigt 


am heutigen Tage, wird mit dem Bemerken, daß der Sttuationsriß bei dem Königlichen Revierbeamten Berg⸗ 
aſſeſſor von Dücker zu Fürſtenwalde zur Einſicht offen liegt, unter Verweiſung auf die Paragraphen 35 und 
36 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 


Halle, den 5. Januar 1867. 


(6) Bekanntmachung. Nachſtehende Verleihungsurkunde: „Auf Grund der am 19. April 1866 


Königliches Oberbergamt. 


präjentirten Muthung wird dem Königlichen Oberberggeſchworenen a. D. Otto Volgt zu Frankfurt a. O. 


unter dem Namen „Agamemnon“ das Bergwerkseigenthum in 
von uns beglaubigten Situationsriſſe mit den Buchſtaben: A 


dem Felde, deſſen Begrenzung auf dem heute 
B C D B; E F G G H H! K LM 


NOPQRS A bezeichnet iſt, und welches — einen Flächeninhalt von 421,334 Q.⸗Ltr., geſchrieben: 
Vierhunderlelnundzwanzigtauſenddreihundertolerunddreißtg Quadratlachtern umfaſſend — in der Gemeinde 


Lindow, im Kreiſe Sternberg, des Regierungsbezirks Frankfurt a. O. und im Oberbergamtsbezirke Halle 
gelegen iſt, zur Gewinnung der in dem Felde vorkommenden Braunkohlen hierdurch verliehen,“ urkundlich 


n 


2 2 


ausgefertigt am heutigen Tage, wird mit dem Bemerlen, daß der Situationsriß bei dem Königlichen Revier⸗ 
beamten, Bergaſſeſſor von Dücker zu Fürſtenwalde zur Einſicht offen liegt, unter Verweiſung auf die 88. 
35 und 36 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Dale, den 5. Januar 1867. Königliches Oberbergamt. 
3 Bekanntmachung. Nachſtehende Verleihungsurkunde: „Auf Grund der am 20. April 1865 
Präſeutirten Muthung und des am 19. Dezember 1865 präfentizten Antrages auf Erweiterung des Feldes 
berfelben gemäß §. 215 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 wird dem Königlichen Lieu⸗ 
1 a. D. Carl Heinrich Bayer zu Wriezen a. O. unter den Namen „Nord“ das Bergwerkseigenthum 
5 dem Felde, deſſen Begrenzung auf dem heute von uns beglaubigten Situationsriſſe mit den Buchſtaben: 
1 E FGD bezeichnet iſt, und welches — einen Flächeninhalt von 500,000 Q. ⸗Ltr., geſchrieben: 
Jünfhunderttauſend Quadratlachtern umfaſſend — in den Gemeinden Trettin und Leißow im Kreiſe 
Sternberg des Regierungsbezirks Frankfurt a. O. und im Oberbergamtsbezirke Halle gelegen iſt, zur Ge⸗ 
winnung der in dem Felde vorkommenden Braunkohlen hierdurch verliehen,“ urkundlich ausgefertigt am 
heutigen Tage, wird mit dem Bemerken, daß der Situationsriß bei dem Königlichen Revierbeamten Berg⸗ 
aſſeſſor von Dücker zu Fürſtenwalde zur Einſicht offen liegt, unter Verweiſung auf die Paragraphen 35 
und 36 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Halle, den 2. Januar 1867. Königliches Oberbergamt. 

(8) Feuerkaſſen gelder Aus ſchreiben 

für die zu einer Verſicherungs⸗Societät verbundenen Städte der Kur- und Neumark, der Niederlaufitz und 
der Aemter Senftenberg und Finſterwalde pro II. Semeſter 1866. 

In den Monaten Juli bis mit Dezember 1866 wurde der Societätsbezirk von 95 Feuersbrünſten 
betroffen, durch welche total eingeäſchert find: 8 Wohnhäufer, 54 Hofgebäude, 144 Scheunen, 2 Mühlen, 
1 Fabrikgebäude; partielle Beſchädigungen erlitten: 54 Wohnhäuser, 105 Hofgebäude, 14 Scheunen, 3 
Mühlen, 9 Fabrikgebäude, zuſammen 394 Gebäude. 

Der Betrag der Vergütungen für dieſe Schäden einſchließlich der Spritzen⸗ und Waſſerwagen⸗Prämien 
und Schadensermittelungskoſten iſt feſtgeſtellt reſp. anzunehmen auf 107,008 Thlr. 8 Sgr. 7 Pf. 

Für Nebenbeſchädigungen, für extraordinaire Reviſtonen der bau⸗ und 
feuerpolizeilichen Verwaltungen durch ſtändiſche Deputirte, ſowie für andere 
Reviſionen im Societäts⸗Intereſſe ſind erforderlich.... 2,099 „ 2 re 


Mithin Bedarf pro II. Semeſter 1866 109,107 Thlr. 11 Sgr. 1 Pf. 

Die Ueberſchüſſe aus den früheren Feuerkaſſengelder⸗Ausſchreiben und 

die Zinſen von den bei der Königl. Hauptbank belegt geweſenen Kaſſenbe⸗ 
ſtänden ſowie wieder eingezogene Spritzen⸗ und Waſſerwagenprämien decken 11,570 55% 


3 zii EU „Hi 
Es find ſonach noch 97,536 Thlr. 14 Sgr. 8 Pf. 

für das zweite Halbjahr 1866 durch Beiträge der Socletätsgenoſſen aufzubringen. 
Zu dieſem Zweck werden hierdurch ausgeſchrieben vom Hundert der Verſicherungsſumme: der 
Gebäude I. Klaffe 1 Sgr. 4 Pf., II. Klaſſe 4 Sgr., III. Klaſſe 6 Sgr. 8 Pf., IV. Klaſſe 18 Sgr. 8 Pf.; 
mithin von 42,939,575 Thlr. Verſicherungswerth in Klaſſe 1. 19,084 Thlr. 7 Sgr. 8 Pf. 


36,977,225 " U U n II. 49,302 * 29 n 
7,724,725 „ 1 N ee 
2,316,900 „ h "une IV. 14,416 „ 8 „ — , 


—— — LLh—ẽ — 
überhaupt von 89,958,425 Thlr. Verſicherungswert hh... 99,969 Thlr. 16 Sgr. 4 Pf. 
Die Recepturgebühren 4 2 Prozent betragen 999, en x 


nn 
Verbleiben 97,970 Thlr. 4 Sgr. 7 Pf. 
zur bieffeitigen Verrechnung, beziehungsweiſe Gutſchreibung auf die Feuerkaſſenbeiträge pro I. Semeſter 1867. 
Die Magiſträte und reſp. Obrigkeiten der aſſoclirten Städte wollen hiernach die von den letzteren 
Relnebringenden Feuerkaſſen⸗Beiträge ungeſäumt einziehen und binnen 4 Wochen — 8. 96 des revidirten 
eglements — an unſere Hauptkaſſe hierſelbſt abführen laſſen. 
Berlin, den 12. Januar 1867. 
Ständiſche Städte⸗Feuer⸗Societäts⸗Dlrektion der Kur⸗ und Neumark und ber Niederlaufitz. 
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(9) Feuerkaſſengelder - Ausfhreiben 

für die Land⸗Feuer⸗Societät der Kurmark Brandenburg, des Marggrafthums Niederlauſitz und der Diſtrikte 
Jüterbog und Belzig für das II. Halöjahr 1866. 

Für das Jahr 1866 ſind von den Societätsgenoſſen überhaupt aufzubringen: a) Vergütigungsgelder 
für Gebäudeſchäden aus Veranlaſſung von 272 Bränden 367,294 Thlr. 4 Pf., b) Spritzen⸗Prämien 
7,338 Thlr., e) Waſſerwagen⸗Prämien 2,233 Thlr., d) Vergütigungen für zerſtörte Pertinenzſtücke, Zäune 
ꝛc. 7,860 Thlr. 24 Sgr. 9 Pf., e) Verwaltungskoſten 15,147 Thlr. 25 Sgr. 10 Pf., f) Reiſekoſten 
624 Thlr. 7 Sgr. 6 Pf., g) Extraordinarien 1,077 Thlr. 24 Sgr. 8 Pf.; Summa 401,575 Thlr. 23 Sgr. 1 Pf. 

tervon kommen in Abzug: 1) das Guthaben von dem Ausſchreiben 
pro II. Semeſter 1865 mit 238 Thlr. 23 Sgr. 2 Pf., 2) die von den 
Societätsmitgliedern ſchon pro 1. Semeſter 1866 aufgebrachten 184,282 
Thlr. 2 Sgr. 6 Pf., 3) Eintrittsgelder 2238 Thlr. 7 Sgr., 4) Zinſen des 
eiſernen Beſtandsfonds 2030 Thlr., 5) Zinſen des Entſchädigungsfonds 
1139 Thlr. 20 Sgr. 10 Pf., 6) wieder eingezogene Brandentſchädigungs⸗ 
gelder und andere extraordinaire Einnahmen 690 Thlr. 21 Sgr. 6 Pf., 
7) der auf die bei der Generalkaſſe verübten Defekte im Jahre 1866 ein⸗ 
gezogene Betrag von 8122 Thlr. 13 Sgr. 10 Pf.; zufammen . . . . 198,741 „ 28 „ 10, 


fo daß noch aufgebracht werden müſſeen 202,833 Thlr. 24 Sgr. 3 Pf. 
Zur Deckung dieſes Betrages werden hiermit ausgeſchrieben für Gebäude der I. Klaſſe 2 Sgr. 4 Pf., 
IL Klaſſe 4 Sgr. 8 Pf., III. Klaſſe 11 Sgr. 8 Pf., IV. Klaſſe 23 Sgr. 4 Pf. für 100 Thlr. der Ber 


ſicherungs⸗Summe; es ſind demnach aufzubringen für Gebäude der 
1. Klaſſe von 40,046,825 Thlr. Verſicherungs⸗Kapltal 31,147 Thlr. 15 Sgr. 11 Pf. 
II. 70 77 ‚ N 77 " 51,851 n 4 " n 
I e 1 132, T % , 105 DaB 
IV. " 77 240,400 m * 1,869 77 23 77 4 " 


zuſammen von 107,607,275 Thlr. Verſicherungs⸗Kapital 217,040 Thlr. 23 Sgr. 10 Pf. 
und zwar gegen obige Bedarfsſumme von 202,833 „ 24 „ 7 
mehr 14,206 Thlr. 29 Sgr. 7 Pf. 
welcher Betrag den Societätsgenoſſen bei Erlaß des Feuerkaſſen⸗Gelder⸗Ausſchreibens pro I. Semeſter 


1867 zu Gute gerechnet werden wird. 
Die Socletäts⸗Mitglieder werden hierdurch veraulaßt, die von ihnen zu leiſtenden Beiträge nach Maß⸗ 


gabe der beſonderen Aufforderungen der betreffenden Kreis⸗Feuer⸗Societäts⸗Direktionen ungeſaͤumt zu ent⸗ 


richten. Berlin, den 12. Januar 1867. 
Ständiſche General⸗Direktion der Land⸗Feuer⸗Societät der Kurmark und ber Niederlauſitz. 


